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Menschenrechte und Umweltstandards: Wie sollen Konzerne in die Pflicht genommen werden?

Konzernverantwortungs-
initiative

Gegenvorschlag
Nationalrat

Gegenvorschlag
Ständerat

Betroffene
Unternehmen

Firmen mit Sitz oder
Hauptniederlassung in der
Schweiz. Ausschluss von KMU
mit geringen Risiken.

Firmen mit mehr als 500 Voll-
zeitstellen oder Umsatz von 80
Millionen Franken. Weniger als
1000 Firmen betroffen.

Firmen mit Umsatz ab 40 Millio-
nen Franken.

Pflicht für
Sorgfaltsprüfung

Gilt für sämtliche Geschäftsbe-
ziehungen inklusive Lieferanten.
Massgebend sind die UNO-
Leitprinzipien und OECD-
Standards.

Gilt für sämtliche Geschäftsbe-
ziehungen, aber mit Einschrän-
kungen. Die zu ergreifenden
Massnahmen sind abhängig von
realen Einflussmöglichkeiten.

Gilt nur für die Bereiche Konflikt-
mineralien und Kinderarbeit.
Ansonsten besteht nur eine
Berichterstattungspflicht.

Haftung

Haftung für Tochterunternehmen
und ökonomisch kontrollierte
Firmen bei Menschenrechtsver-
letzungen und bei Verstössen
gegen Umweltstandards.

Nur für Schäden an Leib und
Leben oder Eigentum. Die
Haftung für Lieferanten ist
explizit ausgeschlossen.

Keine Haftung vorgesehen.
Allerdings ist unter Juristen
umstritten, ob nicht bereits
heute eine Konzernhaftung
besteht.

«Unternehmen wollen verbindliche Regel»
DieKonzernverantwortungsinitiative ist umstritten. ProfessorinChristineKaufmannerklärt,wie andereLändermit demThemaumgehen.

Interview: Doris Kleck

EsgehtumKinderarbeitaufKakaoplan-
tagen oder verschmutze Flüsse: Die
Konzernverantwortungsinitiative (KVI)
will Schweizer Firmen stärker in die
Pflichtnehmen. InderFrühlingssession
entscheidet sich, ob das Parlament
einen Gegenvorschlag verabschieden
wird.

FrauKaufmann,Sie sindVorsitzen-
dedesOECD-Ausschusses für
verantwortungsvolleUnterneh-
mensführung.NehmendieFirmen
ihreVerantwortungzuwenigwahr?
ChristineKaufmann:Viele sindvorbild-
lich, abernicht alle.Deshalbbraucht es
Spielregeln.Weshalb sollen fortschritt-
liche Unternehmen schauen, dass an-
ständige Arbeitsbedingungen vor Ort
eingehalten werden, wenn das lokale
Recht das nicht verlangt und es keine
Mindeststandards gibt?

DieWirtschaftwarntwegender
KVIgeradevoreinemAlleingang
derSchweiz.Wiestehtdie Initiative
iminternationalenKontextda?
Siegeht sehrweit.Manmussaberauch
sehen:Alsdie Initiative lanciertwurde,
war sie einmalig, seitdem hat sich das
Umfeldstarkverändert.Heuteschlagen
dieEUundandereLänder ein forsches
Tempoan,umdieUnternehmenstärker
in die Pflicht zu nehmen.

InwelcheRichtungbewegt sichdie
Gesetzgebung inanderenLändern?
Bei derHaftung gibt es keine einheitli-
cheEntwicklung, bei den Sorgfaltsprü-
fungspflichten aber durchaus. Freiwil-
ligkeit allein reichtnicht, das zeigt auch
eineneuevonderEUpublizierteStudie.
Interessant dabei ist, dass Unterneh-
men verbindliche Regeln für die Sorg-
faltsprüfungenwollen.

WasplantdieEU?
DieEUprüft die Einführung verbindli-
cher Sorgfaltsprüfungspflichten, offen
ist,obundwiedieHaftunggeregeltwer-
den soll. In vielenEU-Mitgliedsstaaten
ist die Einführung vonHaftungsregeln
aber ein Thema. Das ist logisch:Wenn
esSorgfaltspflichtengibt,musseinStaat
klären,waspassiert,wennsienichtein-
gehaltenwerden.Wofür soll eineFirma
haften? Für alle Schäden oder nur für
gewisse?Soll dieganzeLieferkettemit-
einbezogen werden, also auch Hand-
lungen von Lieferanten?Wo über Haf-
tung nachgedacht wird, versucht man
deshalb, klar zudefinieren, inwelchem
Bereich es eineHaftung geben soll.

WiederGegenvorschlagdes
Nationalrates.
Ja.DerNationalratmachteinewichtige
Unterscheidung:Erwill,dassUnterneh-
men genau hinschauen, wie die Toch-
terfirmen und Lieferanten entlang der
ganzenLieferketteetwamitMenschen-
rechten umgehen. Die Sorgfaltsprü-
fungspflichtgehtdamitweit.DerNatio-
nalrat will aber die Haftung inmehrfa-
cher Hinsicht einschränken:
Unternehmen sind nur für Schäden an
Leib,LebenundEigentumhaftbar.Der
Gegenvorschlag folgt der Überlegung,
dass ein Konzern nur dort haftbar ist,
wo er selber Einfluss nehmen kann. Er
klärt deshalb auch die Haftung für Zu-
lieferer: Sie ist ausgeschlossen.

DerStänderathat sich füreinen
anderenGegenvorschlagentschie-
den:Erwill dieRechenschafts-
pflichtenderEUübernehmenund
spezielleRegeln imBereichder
KinderarbeitundKonfliktminera-

lieneinführen.DieBefürworter
sagen,dieSchweizgehedamit
weiterals alleanderenLänder.
Der Ständerat orientiert sich bei den
Sorgfaltsprüfungspflichten für die Kin-
derarbeit an den Niederlanden. Aller-
dings ist das nur ein kleiner Teil des
niederländischenRechts.

WiemeinenSiedas?
DasniederländischeGesetzzurKinder-
arbeit geht weiter. So wird in den Nie-
derlandeneinestaatlicheStellegeschaf-
fen,umdieEinhaltungdesGesetzes zu
überprüfen, die Nichteinhaltung kann
zuBussenundGefängnisstrafenführen.
Kommt dazu: Die Niederlande folgen
bei der Unternehmensverantwortung
einemanderenKonzeptalsdieSchweiz.
Neben gesetzlichen Regelungen
schliesst der Staat mit Unternehmen,
NGOs und Gewerkschaften Verträge
überdieSorgfaltspflichtab,undzwar in

Branchen,welchedieRegierungalsbe-
sonders heikel für die Reputation des
Landesbeurteilt.Dazuzählenetwader
Finanzsektor oder der Goldhandel. In
denNiederlandengibteseinganzesGe-
füge von Regeln und Bestimmungen.
Für einen Vergleich kannman das Ge-
setzüberdieKinderarbeit nicht isoliert
betrachten und daraus schliessen, die
Schweiz ziehe hier nach. Zudem ist die
niederländische Regierung daran, die
BestimmungenzurUnternehmensver-
antwortungsystematischzuevaluieren.
So wie es aussieht, bewegen sich auch
die Niederlande in Richtung eines all-
gemeinen Sorgfaltsprüfungsgesetzes.

WiebeurteilenSiedenGegenvor-
schlagdesStänderates?
Er ist in sich stimmig,wirft aberFragen
auf: Weshalb gibt es nur spezielle Re-
geln fürKonfliktmineralienundKinder-
arbeit?BeidenKonfliktmineralien folgt

er der EU, aber warum neben Kinder-
arbeit etwaZwangsarbeitundmoderne
Formen der Sklaverei nicht auch gere-
gelt werden, ist nicht klar. Hier gibt es
international mit demModern Slavery
Act in Grossbritannien und Australien
ganz wichtige neue Gesetze zu einem
Thema, das für die Schweiz ebenso re-
levant ist wieKinderarbeit.

EsgehtdochumsKonzept: Soll ein
Konflikt juristischodermit einer
MediationvordemNationalenKon-
taktpunkt (NKP)gelöstwerden,wie
esdieWirtschaftwünscht?
Bei den Haftungsbestimmungen geht
es imGrundsatzumdieVergangenheit:
Was istpassiert,wer ist fürdenSchaden
verantwortlichundmuss ihnwiedergut-
machen? Ein Gericht entscheidet über
diese Fragen in einem formalisierten,
gesetzlich geregelten Verfahren. Im
UnterschieddazusinddieVerfahrenvor
dem NKP eher vorwärtsgerichtet. Im
DialogzwischendenParteienwirdver-
sucht, eine Lösung zu finden, um die
SituationvorOrt zuverbessernundBe-
einträchtigungen auch in der Zukunft
zu verhindern. Das Verfahren ist viel
weniger strikt geregeltunddieParteien
haben viel Spielraum, ummitHilfe des
NKPLösungenzuentwickeln.DerNKP
kann ein Gericht nicht ersetzen, denn
ingewissenKonstellationenbraucht es
mehrals einVerfahren, das aufMitwir-
kungundEngagementderParteienbe-
ruht.

FührenzustrengeHaftungsregeln
nicht zueinemRückzugvonUnter-
nehmenausLändernmit schwa-
chenstaatlichenStrukturen?
DiesesArgumentzielt aufdie Initiative.
Tatsächlich müsste man sich bei der
Umsetzung fragen, wie die Haftung
ausgestaltetwerdensoll,damit sienicht
kontraproduktiv wirkt. Die USA haben
2010 Sorgfaltsprüfungspflichten für
KonfliktmineralienausdemKongoein-
geführt.Danachhaben sich etlicheFir-
menausdenKonfliktgebieten imKongo
zurückgezogen.Es ist aber schwierig zu
sagen,obwirklichdasGesetzderGrund
war oder nicht eher die Reputationsri-
siken. Die EU hat daraufhin ihre Rege-
lungenzuKonfliktmineralienallgemein
formuliert, umdas zu verhindern.

DieWirtschaft fürchtet sichvor
erpresserischenKlagen – selbst bei
unbegründetenAnschuldigungen.
Wenn eine Haftungsbestimmung ein-
geführt wird, dann wird das System
ausgetestet, und es kommt zu Klagen.
Esdürfte sich jedoch raschzeigen,dass
es nicht einfach ist, die Verantwortung
einesUnternehmens zubeweisen.Der
Anreiz, erpresserische Klagen einzu-
reichen, würde deshalb fehlen. Der
Aufwand und die Kosten wären zu
hoch.

ChristineKaufmann
Rechtsprofessorin

«WarumnebenKinder-
arbeit etwaZwangsarbeit
undmoderneFormen
derSklavereinicht
auchgeregeltwerden,
istnichtklar.»

Regeln punkto Arbeitsbedingungen sollen auch für diese Arbeiter im indonesischen Bangka gelten. Bild: Bloomberg

Zur Person

Wie lassen sich Menschenrechte in der
Wirtschaftswelt umsetzen? Diese Frage
beschäftigt Christine Kaufmann schon
lange. Seit Januar 2019 leitet die Zür-
cher Rechtsprofessorin den Ausschuss
für verantwortungsvolle Unternehmens-
führung bei der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD). 48 Länder bekennen
sich zu den Empfehlungen der OECD.
Sie sind verpflichtet, einen Nationalen
Kontaktpunkt (NKP) zu führen, bei wel-
chem Verstösse gegen die Leitsätze
gemeldet werden können. (dk)


